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Von Markus Brotschi, Bern
Erbschaftssteuern sind eine Domäne der 
Kantone. Während Schwyz als einziger 
Kanton keine Erbschaftssteuern mehr 
kennt, besteuern Waadt, Neuenburg 
und Innerrhoden auch heute noch das 
Erbe von Eltern an ihre Kinder. Die Erb-
schaftssteuerinitiative von EVP, SP, Grü-
nen und Gewerkschaftsbund will nun 
eine national einheitliche Steuer einfüh-
ren, die zu zwei Dritteln der AHV und zu 
einem Drittel den Kantonen zugute-
kommt. Besteuert würden nur noch Erb-
schaften, die den Betrag von 2 Millionen 
Franken übersteigen und zwar zu einem 
Steuersatz von 20 Prozent.

Der Bundesrat hat bereits im Herbst 
beschlossen, die Initiative «Millionen-
Erbschaften besteuern für unsere AHV»  
abzulehnen. Gestern hat er in seiner 
Botschaft ans Parlament sein detaillier-
tes Argumentarium präsentiert. Der 
Bundesrat schätzt zwar die Einnahmen 
aus einer nationalen Erbschaftssteuer 
wie die Initianten auf jährlich rund 3 Mil-
liarden Franken, davon erhielten die 
Kantone 1 Milliarde. Im Unterschied zu 
den Initianten geht er aber davon aus, 
dass unter dem Strich weniger als 3 Mil-

liarden herausschauen. Der Grund liegt 
in den Steuerermässigungen bei der Ver-
erbung von Firmen und Landwirt-
schaftsbetrieben. Eine solche Ausnah-
meregelung haben die Initianten vorge-
sehen, damit die Betriebe durch die 
Steuer nicht in ihrer Existenz gefährdet 
werden. Wie die Ausnahmeregelung aus-
fällt, bestimmt das Parlament. 

Ausnahmen für Unternehmen
Falls das Parlament eine Ausnahme-
regelung treffe, die tatsächlich ver-
hindern wolle, dass die Erbschaftssteuer 
Betriebe gefährdet, lägen die Erträge um 
einige Hundert Millionen tiefer, heisst es 
bei den kantonalen Finanzdirektoren 
und der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung. Die Milliarde für die Kantone redu-
zierte sich um einen dreistelligen Millio-
nenbetrag, ebenso der Anteil für die 
AHV. Den Kantonen bliebe ein hoher 
dreistelliger Millionenbetrag, aber nicht 
jene 974 Millionen, die sie heute aus Erb-
schaften einnehmen. Die AHV erhielte 
dank der Erbschaftssteuer wohl mindes-
tens 1,5 Milliarden Franken im Jahr, was 
einem halben Mehrwertsteuerprozent 
entspricht. Offen ist noch, wie weit die 

Erbschaftssteuer zur Abwanderung rei-
cher Ausländer führt. Österreich, Schwe-
den und Liechtenstein haben keine Erb-
schaftssteuer, Deutschland oder Frank-
reich kennen eine solche. 

Der Schweizerische Gewerkschafts-
bund (SGB) sieht die Erbschaftssteuer 
als Finanzierungsquelle für seine Initia-
tive «AHV plus». Diese verlangt eine 
zehnprozentige Erhöhung der Renten, 
was rund 3,5 Milliarden pro Jahr kostet. 
SP, Grüne und EVP erachten die Erb-
schaftssteuer für Reiche als soziale AHV-
Finanzierungsquelle. Auch dem Bundes-
rat wäre der Zustupf für die AHV «will-
kommen». Aber er will den demografie-
bedingten Bedarf der AHV mit 2 Mehr-
wertsteuerprozenten decken. 

Als Hauptargument gegen die Initia-
tive nennt der Bundesrat den Eingriff in 
die Steuerhoheit der Kantone und deren 
Steuereinnahmen. Mindereinnahmen 
hätten jene Kantone zu befürchten, die 
heute Spitzensteuersätze für Erbschaf-
ten kennen, die über dem Einheitssatz 
der Initiative von 20 Prozent liegen. Zu-
dem will die Initiative eine Erbschafts-
steuer für Reiche einführen, während 
viele Kantone heute auch kleine Erb-

schaften besteuern. Dafür sieht die Ini-
tiative nur die Steuerbefreiung für Ehe-
gatten und eingetragene Partner vor. Di-
rekte Nachkommen müssten Millionen-
erbschaften versteuern. Die Initianten
argumentieren, «dass in den letzten Jah-
ren ein Kanton nach dem anderen die
Erbschaftssteuer abgeschafft» habe. Fak-
tisch tat das nur Schwyz. 

Rückwirkend bis 2012
Kritisch beurteilt der Bundesrat, dass
die Initiative Schenkungen rückwirkend
ab 2012 besteuern will. Diesen Passus
fügten die Initianten ein, um zu verhin-
dern, dass bis zur Inkraftsetzung der In-
itiative Geld am Fiskus vorbeigeschmug-
gelt wird. Am vehementesten wird die
Initiative aber von den Wirtschaftsver-
bänden bekämpft. Gefährdet seien «Tau-
sende von Familienunternehmen»,
warnt Economiesuisse. Die Initianten
halten dem entgegen, dass sie Ausnah-
men für KMU wollten. Der Bundesrat
führe als Hauptargument den Föderalis-
mus an, sagt EVP-Präsident Heiner Stu-
der. Dies zeige, dass es eigentlich kein
Argument gegen die Initiative gebe.
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Den Kantonen drohen Steuerausfälle 
in dreistelliger Millionenhöhe
Der Bundesrat schätzt die Einnahmen aus einer nationalen Erbschaftssteuer auf rund 3 Milliarden 
Franken. Davon profitiert vor allem die AHV. Die Kantone dürften jedoch weniger einnehmen als heute.


